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Ernst Gottfried Mahrenholz
amtierte bis zur vorigen Woche als Vizepräsident des Bundes-
verfassungsgerichts. Der Sozialdemokrat, 64, einst Kultusmi-
nister in Hannover, erregte Aufsehen durch eine Reihe abwei-
chender Voten im Karlsruher Zweiten Senat – etwa 1984 für
ein Abstimmungsrecht des Bundestages zur Nachrüstung. Ge-
gen die Absicht der Parteien empfiehlt der Staatsrechtler eine
Volksabstimmung zum revidierten Grundgesetz, das Ergän-
zungen zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, zur
Achtung ethnischer Minderheiten und zum Recht der Länder
auf Neugliederung erhalten soll.
G r u n d g e s e t z

Das Volk, abgewickelt
Plädoyer für ein Plebiszit über das erneuerte Grundgesetz / Von Ernst Gottfried Mahrenholz
m Wahljahr steht das Volk inmitten
Es ist nicht zu übersehen. EIwird gefragt, zur Person der bei-

den Spitzenkandidaten und zur S
che.

Beiseite gelassenwird, wovon die Po-
litiker nicht redenwollen. Wenn sieein-
trächtig nicht wollen,werden auch die
Mediennicht davonreden.Diese Rech
nung gehtfast immer auf. Sternstunde
im trockenen Geschäft des Buhlens u
Volkes Gunst.
Zur Zeit geschieht die
wieder. Da hat eineVerfas-
sungskommission aus Mi
gliedern des Bundestag
und des Bundesrates geta
Sie schlägtVerfassungsände
rungen vor, nachumfassen
den Beratungen, dienach
den Worten von Rupe
Scholz (CDU), einem der
Vorsitzenden, sogar den
DDR-Verfassungsentwurf

des RundenTisches umfas
sen sollten; diese Vorschlä
sollen nun von Bundestag
und Bundesratbeschlosse
werden.

Es ist nicht gar so vie
manche hätten hier gern
mehr oder anderesgesehen
anderelieber weniger.Aber
nun ist es soweit:Bundestag
und Bundesrat beraten üb
diese Vorschläge. Bis zu
Bundestagswahlsoll alles in
trockenen Tüchernsein.

Und dann? Dagibt es ei-
nen Schlußartikel 146 im
Grundgesetz (GG ):

Dieses Grundgesetz, das
nach Vollendung der Ein-
heit und Freiheit Deutsch-
lands für das gesamte
deutsche Volk gilt, verliert
seine Gültigkeit an dem Ta-
ge, an dem eine Verfas-
sung in Kraft tritt, die von
dem deutschen Volke in
freier Entscheidung be-
schlossen worden ist.

Die Bestimmung gehör
zum Urgestein der westdeu
schen Verfassungsgesetzg
bung, allerdings ohne den
ersten Relativsatz. Er wa
vereinigungsbedingt un
sollte den vierMächten und den europä
schenNationen sagen, daß es keinewei-
terenVereinigungs- unddamit Gebiets
ansprüche gibt. Der Sache nach ist d
Artikel alsounverändertgeblieben; von
dieser Beschlußfassung des Volkes ist
Übereinstimmung der Unionspartei
und der Liberalen mit denSozialdemo-
kraten,nicht weiter dieRede. Wasbesagt
Artikel 146, und wasbesagt er nicht?

Der Satz hat nicht denbanalen Inhalt
daß das Grundgesetz solangewährensol-
le, bis es – irgendwann – eineneueVer-
fassunggibt. Dergleichen stand noch n
in einer Verfassung. Von einerneuen
Verfassung spricht derArtikel auch gar
nicht. Er spricht voneiner Verfassung,
die dasGrundgesetzablöst.

Der Sinn dieser Bestimmung er
schließt sich, einfachgenug, wenn ma
sich dieLage des Parlamentarischen R
tes im Jahre1949 vor Augen hält. Er
schuf eine Verfassung,aber nur für ei-
nen Teil des Volkes. Deswegen be
nannte er sieauch nicht mit
dem gebührenden Name
„Verfassung“,sondern nann
te sie „Grundgesetz“. Un
deshalb besagtArtikel 146
GG, daß dasGrundgesetzsei-
ne Gültigkeit verlierensoll,
wenn das Volk eineVerfas-
sung beschließt.Durch die-
sen Beschlußsoll dieVerfas-
sung zu der des Volkes we
den.

Daß das wirklich ge
schieht, wenn das deutsc
Volk in Freiheit wiederver-
eint ist, war für denGrundge-
setzgeber, wie Artikel 14
zeigt, unverzichtbar. Der Be
zugs- undZeitpunkt fürdiese
Beschlußfassung isthiernach
diejenige politischeLage, in
der das deutsche Volk i
freier Entscheidungüber ei-
ne Verfassung beschließe
kann.

Die Fassung derPräambe
des Grundgesetzes, die
von 1949 bis 1990gehabthat,
zeigt dies: „Das gesamt
deutsche Volk bleibtaufge-
fordert, in freier Selbstbe
stimmung die Einheit und
Freiheit Deutschlands z
vollenden.“ Carlo Schmid
Vorsitzender des Hauptau
schusses desParlamentari-
schenRates, dem wir diemei-
sten Grundsatzaussagen z
Grundgesetz verdanken, ä
ßertesichhierzu unzweideu
tig:

Auch der Beitritt aller deut-
schen Gebiete wird dieses
Grundgesetz nicht zu einer ge-
samtdeutschen Verfassung
machen können. Diese wird es
37DER SPIEGEL 14/1994
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erst dann geben, wenn das deutsche
Volk Inhalt und Form seines politischen
Lebens in freier Entschließung be-
stimmt haben wird.

So definitiv dasGrundgesetz in seine
ganzen Struktur auch erscheint – als
Verfassungsprovisorium für denwestli-
chen Teil Deutschlands hält es im
Schlußartikel dieseVerbürgung fest
daß das Volküberseine Verfassung ab
zustimmenhabe, umdamit zugleich die
Wendung aus der Präambel vondamals
(und unverändert von heute)wahr zu
machen, daß eine demokratische V
fassungkraft der „verfassunggebende
Gewalt“ des Volkes inGeltung steht.

Heute ist diepolitischeLage eingetre
ten, auf die derParlamentarische Ra
zielte. Das war imJahr derVereinigung
Unterzeichnung des Bonner Grundgesetzes 1949*: „Das deutsche Volk bestimmt“
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der beiden deutschen Staaten den m
geblichen politischenKräften auchwohl
bewußt. Die Bundesregierung hätte
gern den Artikel 146, und damit die
Verbürgung der Abstimmungüber eine
Verfassung für das ganze deutsc
Volk, gestrichen; sie wollteauch in der
Präambel das Wort „Grundgeset
durch dasWort „Verfassung“ersetzen.

Die SPD-Fraktion hat dies, da hierz
eine verfassungsänderndeMehrheit ge-
hört hätte, ebenso verhindert wie di
SPD-regierten Länder im Bundesrat
Die Sozialdemokraten wollten nich
wie sie erklärten, auf diezusätzliche Le
gitimation verzichten, die eine Volksa
stimmung bringt. Soblieb dasProblem
auf der Tagesordnung.

Denn dieVerfassungskommission i
eine Folge des Einigungsvertrageszwi-
schen denbeiden deutschen Staate
38 DER SPIEGEL 14/1994
darin hatten die beidendeutschen Re
gierungen den gesetzgebendenKörper-
schaftenempfohlen,sich mit denKon-
sequenzen der Einigung für eineÄnde-
rungoderErgänzung des Grundgesetz
zu befassen, insbesondere „mit der F
ge der Anwendung des Artikels 146 d
Grundgesetzes und inderen Rahmen e
ner Volksabstimmung“.

Das Ergebnis dieses vierten eini-
gungsbedingten Tagesordnungspunk
der Verfassungskommission ist: Der A
tikel 146 GG bleibterhalten und uner
füllt. Weder die Vertreter vonCDU/
CSU und FDP noch die Sozialdemokr
ten wollten ihndurch eine Abstimmun
über das – jetzt zu revidierende
Grundgesetzüberflüssigmachen.

Die einen nicht,weil sie diesen Akt
nicht mehr für erforderlich halten; das
-Grundgesetz seihinlänglich legitimiert
und bedürfehierzu keinerVolksabstim-
mung. Die anderen, dieSozialdemo-
kraten, möchten diese Abstimmung
noch nicht. Ihnen gehen die geplante
Änderungennicht weit genug, um eine
Volksabstimmung „lohnend“ zu ma-
chen.

PDS und Bündnis 90 sahen daszwar
anders, Anträgestellten sie indessen i
der Verfassungskommission nicht. D
Frage wurdenicht einmalerörtert, ob es
nicht im Bundestag, wie bei der Haup
stadtfrage und dem Gesetz von1992 zu
Paragraph 218StGB, eine freieDebatte
und Beschlußfassung derAbgeordneten
geben sollte.Aber werwill leugnen, daß

* Im Mai 1949 in Bonn. Am Tisch: Berlins Bürger-
meister Ernst Reuter; in der Sitzreihe 2. v. r.: der
spätere Bundespräsident Theodor Heuss.
s

das Grundgesetzseine Bewährungspro
be längsthinter sichhat? Ist dieVerwei-
sung aufArtikel 146 GG wirklich mehr
als ein willkommenerHaken, an dem
man basisdemokratische Lieblingside
aufhängenkann?

Der zweitenFrage ist entgegenzuha
ten, daß es janicht basisdemokratisch
Spinnerei, sondern der Text desGrund-
gesetzes ist, der dasProblem aufwirft.
Die erste Fragezielt am Problem vor-
bei. Denn dieBewährungsprobe hat da
Grundgesetz bestanden imBlick auf das
Grundkonzept derfreiheitlichendemo-
kratischen Grundordnung. Ernste
Zweifeln an ihrer Legitimation ist e
nicht unterworfen.

Geht manfreilich in die Details des
Grundgesetzes, so habenviele von ih-
nen angesichts der geschichtlichenEnt-
wicklung der letzten 45Jahre
ihre Bewährungsprobe – no
wendigerweise – nichtbestehen
können:
i Die Finanzverfassungwurde

stark unter demEinfluß der
Besatzungsmächte form
liert; sie mußtegrundlegend
geändert werden;

i die Wehrverfassung kam i
das Grundgesetz hinein,weil
und nachdem dieAggressivi-
tät des Sowjetkommunismu
unübersehbar war; sie wurd
auch danach mehrfachgeän-
dert, am Ende derEntwick-
lung sogar umeine zweite
komplette Notstandsverfas
sungergänzt;

i Änderungen der Kompe
tenzordnung nach 1949
stärkten die Bundeskompe
tenz;

i selbst dieGrundrechte habe
bis hin zum Asylrecht Grenz
ziehungenerfahren müssen.
Die Bewährung desGrund-

gesetzes ist dieBewährung de
Standbeine der Verfassung: d
grundrechtlichen Freiheiten, der dem
kratischen Ordnung, der rechtsstaatli
chen Struktur und des föderative
Staatsaufbaus.Käme esallein auf diese
an, so könnteeine „freie Entscheidung
des deutschen Volkes (Artikel 146) kei-
nen spezifischenInhalt haben;dazu be-
dürfte es keiner durch Abstimmungaus-
zuübendenverfassunggebenden Gew
des Volkesmehr.

Aber der Blick in die europäischen
Verfassungen zeigt:Grundrechte, De
mokratie und Rechtsstaatsind zwar
überall die Grundpfeiler,aber erst der
Verfassungstext ist es, der diese Prin
pien ausmünzt, der dieverfassungs
rechtlicheWährungschafft.Dieszu legi-
timieren, verbürgt Artikel 146 dem
Volk.

Das wirddeutlich, wenn mansich die
Vorgänge der Vereinigung Deutsc



Leipziger Montagsdemonstration 1989
„Wir wollen gehört werden“
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lands im Jahr 1990 verge-
genwärtigt. Die Volks-
kammer der DDR hat de
Beitritt vollzogen. Das
heißt, sie hat die Geltun
des Grundgesetzes für d
Bevölkerung der DDR ge
wollt.

Dort wurden allerdings
keine Verfassungsartike
geprüft und für gut befun
den. Die Bejahung de
Grundgesetzes war die B
jahung des –bewährten –
Grundkonzepts. Doc
wurde auch in derVolks-
kammerdebatte,ganz wie
es CarloSchmid 1949 tat,
festgehalten, daß derBei-
tritt das Grundgesetznicht
zur Verfassung des geei
ten Deutschlands wande

Die Abgeordneten
Wolfgang Ullmann und
Wolfgang Thierse, beide
heute Bundestagsabgeor
nete, haben sich hierzu
übereinstimmend geäu
ßert.Thierse so: „. . . daß
der Weg zu einer vomver-
einten deutschen Volk i
freier Selbstbestimmun
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„Das Grundgesetz hat
seine Bewährungsprobe

hinter sich“
beschlossenen Verfassungerhalten
bleibt“ als „Schritt zur Identitätsbildun
des geeinten Deutschlands“. Dies
Problem taucht bei Thiersesofort wie-
der auf, wenn es im neugewählten Bu
destag um die Revision desGrundgeset
zes geht, die dieVerfassungskommiss
on vorbereiten sollte.

Dazu sagte er, und insoweit wollte e
für die Ostdeutschen sprechen: „W
wollen nicht mehr nur bedauert,bemit-
leidet, gelobt und schulterklopfend b
handelt werden, sondern wirwollen
endlich gehört werden,nicht als an et
was Fertiges, so unendlich Gelungen
Angeschlossene, sondern alsGleichbe-
rechtigte,denennicht etwas, sei es da
Grundgesetz,geschenkt wird,sondern
die am Werk derdeutschen Einheitmit-
arbeitenwollen. Das heißtebenauch an
seinerGrundlage, derVerfassung.“

Auch hinterdiesem Satz wird dasPro-
blem der Identitätsbildung des geeint
Volkes deutlich. Sie reduziertsich nicht
auf das gleicheLohnniveau undegali-
sierte Arbeitslosenziffern.

Dabeiwird man allerdings dem Parla
mentarischen Rat nicht unterstellen d
fen (und auch Thierse nicht), erhabe
daran gedacht, daß in einer „Verfas-
sung“ allesandersseinmüsse, als es da
Grundgesetz regelt. CarloSchmid:

Wir begreifen dieses Wort „proviso-
risch“ natürlich vor allem im geographi-
schen Sinne, da wir uns unserer Teilsi-
tuation völlig bewußt sind, geogra-
phisch und volkspolitisch. Aber struktu-
rell wollen wir etwas machen, was nicht
provisorisch ist und gleich wieder in die
Situation gerät: Heute machen wir et-
was, und morgen kann man es wieder
ändern, und übermorgen wird eine
neue Auseinandersetzung kommen.
Wir müssen vielmehr strukturell schon
etwas Stabileres hier fertigzubringen
versuchen.

Es kommtalso nicht auf etwasNeues
an, ebensowenig auf dasWort „Verfas-
sung“, nachdem uns derBegriff Grund-
gesetz gleichsam ansHerz gewachsen
ist. Eskommt aufdieses „Ja“ an, in dem
sich dasdeutsche Volk das Grundgese
als seine Verfassung zueignet.

Hat man Angst vorm „Nein“? Dies
Befürchtung stimmtekaum mit der im-
mer wieder laut gewordenen Gewißh
überein, das Grundgesetz sei im Vol
akzeptiert und verwurzelt; es stimm
also nicht miteinemArgument überein
mit dem man den Verzicht auf die Ab
stimmung auch gernbegründet.

Aber gesetzt den Fall, daß dasGrund-
gesetz in dernunmehr vonBundestag
und Bundesrat zu revidierendenFas-
sung bei derAbstimmung „durchfiele“,
hätten wir dannnicht einenverfassungs
losenZustand?
Wir hätten ihn nicht.
Dann gilt dasGrundgesetz
in der Fassungweiter, in der
es zur Zeitgilt, freilich nur
zeitlich begrenzt. Einever-
fassunggebende Versamm
lunghätte dann das Grund
gesetz und vielleichtwei-
tere Verfassungsentwürf
neu zu beraten und das E
gebniserneut demVolk zur
Beschlußfassungnach Arti-
kel 146 vorzulegen.

Indessen ist damitnicht
zu rechnen, mögen auc
einzelne Gruppen versu-
chen, mit der Propagand
für ein Nein Spezialanlie-
gen in neuenVerfassungs
beratungen durchzubrin-
gen.Aber ganz gewiß:Erst
die Möglichkeit des Neinsa
gens macht die Volksab
stimmung wichtig. Es un-
terscheidet das vermute
Ja vom wirklichen Ja.

Artikel 146 hatentschie-
den, daßsich dasVolk das
Grundgesetz durch eine
eigenen Akt der Abstim
mung als „seine Verfas
sung“ zuzueignen hat.
Wenn die Parteiendiesignorieren,müs-
sen sie die Frage, ob das auf dieDauer
gutgeht,gleichfalls ignorieren. Es muß
ja auch garnichtspassieren; bislang,seit
dem Beitritt im Jahre1990, ist jaauch
„nichts passiert“.Eine Garantie ist da
allerdingsnicht.

Politische Unzufriedenheiten suche
ihren Kristallisationspunkt.Wirtschafts-
krise, Schuldenkrise, Parteienverdro
senheit bleiben Unwägbarkeiten fürsol-
che Unzufriedenheiten. Es istnicht
fernliegend, daß eine Bürgerrechtsb
wegung vieleUnterschriftenbekäme –
nun aber nicht mehr bloß für eine
Volksabstimmung über das Grundge
setz, sondern für die Einsetzungeines
Verfassungsrates, der die Verfassu
noch einmal neuberät und an densich
Hoffnungen knüpfen; etwa die, die Au
nahmeweitererStaatsziele insGrundge-
setz könne den Staat „retten“ oder
„reformieren“. Parteien könntensich
dem anschließen.

Das muß nicht von rechtsaußenkom-
men: Statt Partei, Brunners Anti-Euro
pa-Partei, die PDS in den neuenBun-
desländern, wo derUnmut über die
herrschenden Parteien besonders g
ist, das Bündnis 90 aus der Spätzeit d
altenDDR, dassich mit denGrünen zu-
sammengetanhat, leiten hier vielleicht
Wasser auch auf ihreMühlen.

Die Verfassungsdebatte wäre derKri-
stallisationspunkt für vielerleiUnzufrie-
denheiten, die manchesich schon kri-
senhaft verdichtensehen. Dasschwelt,
und niemand weiß, ob es entflammb
41DER SPIEGEL 14/1994
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ist, sich ausbreitet: Dakönnteauchgel-
tendgemachtwerden, daßbisher39mal
das Grundgesetz geändert wordenist,
weil es „die daoben“ für richtig hielten;
und man müsse nun auch einmaldiejeni-
gen zu Worte kommenlassen, die mi
der Verfassung in ganzandererWeise
leben müssen als diepolitische Klasse
Daß „die da unten“ inVerfassungsdin
gen Richtigessehen können, hat da
Bundesverfassungsgericht der Politik
genug bewiesen.

Das gegenwärtige politische Szena
ist nicht dazuangetan zu meinen, ma
behielte schonalles in der Hand. Es
könnteklüger sein, jetztodernach dem
Wahljahr1994 das zutun, was zuunter-
lassen später alsschwer begreifliche
Versäumnis erschiene.

Natürlich, eskannallesgutgehen.
Wichtig ist nur dies:Diejenigen, die

die herrschende Meinungvertreten, wir
brauchten keine Volksabstimmung, h
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„Verfassung des
Volkes, nicht Verfassung

für das Volk“
ben hierfür nichts in der Hand außer
staatsrechtlichenAufsätzen, denen vo
anderenStaatsrechtlern widersproch
wird.

Das ist im Krisenfall wenig,wenn man
begründenwill, warum die Zusage de
Grundgesetzes, daß das Volküberseine
Verfassung abzustimmenhabe,nicht gilt
und das Volk statt dessen – in der Sprac
der Einigungspraxis – abgewickelt wir
über die Vorstände vonvier Parteien.

Wie die Parteien agieren,sind sie nicht
Parteien des Volkes, sondern Parte
der Vertreter desVolkes. Vor fast zwei
Jahrzehntenbereits hat eine vom Bun
destag eingesetzte „Enquete-Kommis
on Verfassungsreform“ vor der „Ten
denz“ der Parteien „zurUmdeutungihrer
Mittlerfunktion in eine eigene,sichselbst
tragende politische Entscheidungs
macht“ gewarnt. Die Nation, sowissen
wir seit der FranzösischenRevolution,
wählt ihreVertreter.Aber dieSouveräni-
tät, umdiesen altmodischenAusdruck zu
gebrauchen,liegt bei derNation.

Abstimmung über das Grundgese
hieße,diesüber die Beteuerungenhinaus
anzuerkennen. Es könnte einSignal set-
zen, dessen Wirkungschwer abzuschä
zen ist, dasaber das prekäreVerhältnis
zwischen denVolksvertretern und de
Vertretenen zu entspannenvermag; die
Parteien wären nach einersolchen Volks-
abstimmung nichtmehr diegleichen.

Schließlich,aber für manchePolitiker
wohl am wenigstenbeeindruckend: Da
Grundgesetzstellt auch eine Wahrheits
frage. Wahrheitsfragensind unange-
nehm, weil sie nicht taktische,sondern
moralischeAntworten fordern.
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Die Frage: Ist es wahr, daß „sich das
Deutsche Volk kraftseinerverfassung
gebenden Gewaltdieses Grundgesetz
gegeben“hat, wie es diePräambel be
sagt? Dem Parlamentarischen R
mochte man die Wendung hingehenlas-
sen, obschon erselbst nicht vomVolk
gewähltworden war; erwollte ein Provi-
sorium schaffenunter dem Regime de
Besatzungsmächte, unddies für nur ei-
nen Teil desVolkes.

Aber jetzt? Wieso hatsich jetzt das
Deutsche Volk kraftseinerverfassung
gebenden Gewaltdieses Grundgesetz
gegeben? Wer ist das Volk?

Jedenfalls beantwortet sich diese
Wahrheitsfrage nichtdurch den Hin-
weis, daß es jaVolksvertreter gebe. Da
provoziert die nächste Frage: Wer g
ihnen dasMandat, denArtikel 146 bei-
seite zu setzen?Gewiß, wir haben1990
den Bundestag gewählt. Die Wahl zu
Bundestag umfaßt dasMandat zuallen
Funktionen, die das Parlamentauszu-
üben hat:Gesetzgebung,Regierungsbil-
dung und -kontrolle.

Die Wahlen 1919 zur Nationalver-
sammlung etwa warendemgegenübe
Wahlen zu einer verfassunggebend
Versammlung. Sie versah dieAufgaben
eines Parlamentsgleichsam zusätzlich
Aber den Bundestagsabgeordnet
fehlt für dieses Beiseitesetzen d
Schlußartikels desGrundgesetzes di
Vollmacht des Volkes. Sieüben Macht
ohneVollmacht. DerVormund handel
ohneVollmacht des Mündels.

Doch kann immerhin das Mündel
wenn esvolljährig ist, die Verfügungen
des Vormundes durcheigene ersetzen
Gemessen hieran geht es offenbar
eine Dauervormundschaft.

Kein Wunder, daß manheutzutage le
sen kann, Demokratie sei ein „Angeb
des Grundgesetzes an das Volk“. Fra
jemand nach demUrheberdiesesAnge-
bots, müßte man antworten, daß
Volksvertreter dieUrhebersind. Dann
hätten wir also die verfassunggeben
Gewalt der Volksvertreter. Dies wä
die Denkweise der Bevormundung.

Verfassunggebende Gewalt desVol-
kes heißt Selbstbestimmung des Volk
Es verhältsich selbst zueinem vorge-
schlagenen Verfassungstext, eignetsich
an oder verwirft, was dort festgesetz
worden ist. In anderen europäischen
Staaten mit Nachkriegsverfassunge
war dies selbstverständlich.

Die Verfassung ist die Verfassung d
Volkes, nicht die Verfassung für da
Volk. Wer sich die Frage verfügba
macht, ob man das Volküber das
Grundgesetz abstimmenlassen soll, de
machtsich ebendiesesVolk verfügbar.
Legitimationsquelle der Verfassung si
also anstelle des Volkes diehierüber be-
schließendenAbgeordneten undPartei-
instanzen: Siesind dasVolk. Y
45DER SPIEGEL 14/1994


